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2 0 314/05


Verkündet am 10.02.2006


Kuhn


Justizangestellte


als Urkundsbeamtin


der Geschäftsstelle

LANDGERICHT BONN

IM NAMEN DES VOLKES

URTEIL

In dem Rechtsstreit

des ...‑Kreises, vertreten durch den Landrat

Klägers,

Prozessbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt Herbert Spoelgen, Thomas‑Mann Straße 45, 53111 Bonn

g e g e n

die Frau  ...

Beklagte,

Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte ...

hat die 2. Zivilkammer des Landgerichts Bonn

im schriftlichen Verfahren gem. § 128 Abs. 2 ZPO

durch die Richterin am Landgericht Dr. Hoffmann als Einzelrichterin

am 10. Februar 2006

für  R e c h t  erkannt:

1 .

Das Versäumnisurteil vom 03.08.2005, 2 0 314/05, wird aufrecht erhalten.

2. 

Die weiteren Kosten des Rechtsstreits trägt die Beklagte.

3.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110% des jeweils zu vollstreckenden Betrages. Die Vollstreckung aus dem Versäumnisurteil vom 03.08.2005 darf nur gegen Leistung dieser Sicherheit fortgesetzt werden.

T a t b e s t a n d :

Der Kläger nimmt die Beklagte aus übergeleitetem Recht des Herrn .. auf Zahlung von 6.215,67 € in Anspruch.

Die Beklagte ist die langjährige Lebensgefährtin des Herrn .... Seit 21.03.2003 befindet sich Herr ... in vollstationärer Pflege im Seniorenzentrum St. .... Er erhält seitdem Pflegeleistungen entsprechend der Pflegestufe II. Mit Beschluss vom 02.06.2003 ordnete das Amtsgericht ..., ... die Betreuung in allen Vermögensangelegenheiten an. Zur Betreuerin des Herrn ... wurde Frau ... bestellt. Seit dem 0 1.07.2003 erhält Herr ... vom Kläger Hilfe zur Pflege gem. § 68 BSHG / § 61 SGB XII zur Deckung der Kosten für die Unterbringung im Pflegeheim. Insoweit wird auf den Inhalt des zugehörigen Beschei​des vom 01.12.2004 (Bl. 8 ff. d. A.) verwiesen.

Sowohl in der Zeit vor der Aufnahme des Herrn ... im Seniorenzentrum ... als auch in der unmittelbaren Zeit danach tätigte die Beklagte aufgrund bestehender Kontovollmachten diverse Abhebungen vom Sparbuch beziehungsweise Girokonto des Herrn ..., seinerzeit beide bei der Kreisparkasse ... geführt. Im Einzelnen handelt es sich um folgende Beträge:

21.03.2003 
Abhebung von 
669,00 € 
per Scheck von Girokonto ...

07.04.2003 
Abhebung von 
600,00 € 
per Scheck von Girokonto ...

22.04.2003 
Abhebung von 
500,00 € 
per Scheck von Girokonto ...

28.02.2003 
Abhebung von 
4.800,00 € 
Sparkassenbuch ...

10.04.2003 
Abhebung von 
300,00 € 
Sparkassenbuch ...

Neben den vorgenannten Abhebungen in Höhe von insgesamt 6.869,00 € vereinnahmte die Beklagte am 20.03.2003 10.083,41 € als Erlös aus der Veräußerung eines Kfz Mazda, Typ Tribute, welcher im Eigentum des Herrn ... gestanden hatte.

Mit Bescheid vom 08.03.2005 leitete der Beklagte etwaige Ansprüche des Herrn ... gegen die Beklagte wegen der zuvor genannten Beträge gem. § 93 Abs. 1 SGB XII auf sich über. Wegen bis dahin von dem Kläger übernommener Heimkosten in Höhe von 5.617,30 € wurde der Beklagten eine Zahlungsfrist bis zum 31.03.2005 gesetzt. Der Bescheid ist noch nicht bestandskräftig. Die Beklagte hat insoweit eine Anfechtungsklage vor dem Sozialgericht ..., ... erhoben.

Der Kläger behauptet, die Beklagte habe die Abhebungen von dem Sparbuch beziehungsweise Girokonto des Herrn ... ohne Auftrag und ohne sonstige Berechtigung hierzu vorgenommen. Gleiches gelte für die Entgegennahme des Erlöses aus der Veräußerung des Pkw Mazda in Höhe von 10.083,41 €. Er ist der Ansicht, die Beklagte sei zur Rückzahlung verpflichtet.

Mit der vorliegenden Klage begehrt der Kläger zunächst die Zahlung von 6.215,67 €. Dabei handelt es sich um Leistungen, welche der Kläger bis einschließlich Juni 2005 für die Pflege des Herrn ... erbrachte. Insoweit macht der Kläger vorrangig Ansprüche aus den Abhebungen geltend und zwar in der Reihenfolge wie oben dargestellt; lediglich nachrangig stützt er sich auf Ansprüche im Zusammenhang mit der Veräußerung des Pkw.

Auf Antrag des Klägers hat die Kammer am 03.08.2005 ein Versäumnisurteil erlassen, mit welchem die Beklagte verurteilt worden ist, 6.215,67 € nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz aus 5.617,30 € seit dem 01.04.2005 und aus weiteren 598,37 € seit dem 14.07.2005 (Rechtshängigkeit) zu zahlen. Gegen dieses Versäumnisurteil hat die Beklagte form‑ und fristgerecht Einspruch eingelegt.

Der Kläger beantragt nunmehr,

das Versäumnisurteil vom 03.08.2005 aufrecht zuerhalten.

Die Beklagte beantragt,

die Klage unter Aufhebung des Versäumnisurteils vom 03.08.2005 abzuweisen.

Die Beklagte beruft sich zunächst darauf, dass es an einer bestandskräftigen Überleitung des Ansprüche auf den Kläger fehle. Im Übrigen behauptet die Beklagte, sie habe die abgehobenen Beträge für Anschaffungen verwandt, welche allein Herrn ... zugute gekommen seien. Insbesondere seien Kleidungsstücke und ein Fernseher gekauft worden. In diesem Zusammenhang ist die Beklagte der Ansicht, bereits aus den bestehenden Kontovollmachten ergebe sich eine Verfügungsbefugnis zu ihren Gunsten.

Bezüglich des weitergehenden Sach‑ und Streitstandes – insbesondere auch hinsichtlich des Erlöses aus der Veräußerung des Pkw Mazda – wird auf den Inhalt der Akten Bezug genommen.

E n t s c h e i d u n g s q r ü n d e :

Die Klage ist begründet.

Der Kläger hat einen Anspruch auf Zahlung von 6.215,67 € nebst Zinsen, wie er in dem Versäumnisurteil vom 03.08.2005 ausgewiesen ist, § 812 Abs. 1 S. 1, 2. Alt. BGB i. V. m. § 93 Abs. 1, 2 SGB XII.

Dass der Bescheid des Klägers vom 08.03.2005, mit dem er die Ansprüche des Herrn ... wegen eines Betrages von insgesamt 16.952,41 € übergeleitet hat, nicht bestandskräftig ist, steht der Inanspruchnahme der Beklagten nicht entgegen. Denn gem. § 93 Abs. 3 SGB XII haben der Widerspruch gegen den Bescheid und die Anfechtungsklage keine aufschiebende Wirkung. Eine Aussetzung der sofortigen Vollziehung hat die Beklagte weder vorgetragen noch ist eine solche ersichtlich.

Die Beklagte hat mit den streitgegenständlichen Abhebungen vom

21.03.2003 einen Betrag in Höhe von 
669,00 €

07.04.2003 einen Betrag in Höhe von 
600,00 €

22.04.2003 einen Betrag in Höhe von 
500,00 €

10.04.2003 einen Betrag in Höhe von 
4.800,00 €

auf Kosten des Herrn ... erlangt, ohne dass hierzu ein rechtlicher Grund bestanden hat. Insoweit ist sie zur Rückerstattung verpflichtet, wobei wegen der von dem Kläger erklärten Anspruchsreihenfolge und einer Forderung in Höhe von insgesamt 6.215,67 € die Abhebung vom 10.04.2003 lediglich mit einem Teilbetrag von 4.446,67 € erfasst wird.

Dass die Beklagte entsprechende Abhebungen von dem Sparkonto beziehungsweise dem Girokonto des Herrn ... wie sie bei der Kreissparkasse ... seinerzeit geführt worden sind, vorgenommen hat, ist unstreitig. Entgegen der Auffassung der Beklagten hat sie die vorgenannten Beträge auch rechtsgrundlos vereinnahmt. Sofern sich die Beklagte in diesem Zusammenhang auf die bestehenden Kontovoll​machten beruft, kann dem nicht gefolgt werden. Die Vollmachten, wie sie zugunsten der Beklagten bestanden haben, regeln zunächst nur das Außenverhältnis zur Kreissparkasse .... Insbesondere bestimmt sich nach Art und Umfang der Kon​tovoIlmacht, welche Willenserklärungen beziehungsweise welche rechtsgeschäftlichen Verfügungen des Beklagten Herr ... als Vollmachtgeber im Verhältnis zur Kreissparkasse ... gegen sich gelten lassen muss. Der Umfang der Vertre​tungsmacht nach außen, also das rechtliche "Können" im Verhältnis zu Dritten, muss sich jedoch nicht mit dem rechtlichen "Dürfen" im Innenverhältnis zwischen Vollmacht​geber und Vollmachtnehmer decken. Vielmehr können Konstellationen eintreten, in denen der Bevollmächtigte den Vollmachtgeber im Außenverhältnis wirksam vertritt, im Innenverhältnis gleichwohl pflicht‑ beziehungsweise absprachewidrig handelt.

Es trifft zu, dass die Beweislast für einen Missbrauch der Vollmacht im Innenverhältnis und damit für das Fehlen eines rechtlichen Grundes für die Abhebung der streitgegenständlichen Gelder grundsätzlich den Kläger trifft (vgl. hierzu Palandt – Sprau, BGB, 64. Aufl. 2005, § 812 Rn. 103). Doch ist zu berücksichtigen, dass der Kläger über keinerlei eigene Erkenntnisse über die Verwendung der abgehobenen Beträge verfügt und damit außerhalb des von ihm zu beweisenden Geschehensablaufes steht. In einem solchen Falle trifft den Bereicherungsgläubiger – hier also die Beklagte – eine gesteigerte, sekundäre Behauptungslast, ausweislich derer sie verpflichtet ist, näher zum Rechtsgrund beziehungsweise zum Behaltendürfen der Leistung vorzutragen (vgl. Palandt – Sprau, a.a.O., § 812 Rn. 103). Letzteres hat die Beklagte trotz mehrfachen gerichtlichen Hinweises gem. § 139 ZPO unterlassen. So hat die Kammer mit Verfügung vom 20.09.2005 darauf aufmerksam gemacht, dass die Behauptung, es sei die Anschaffung von Kleidungsstücken und einem Fernseher finanziert worden, zu unsubstantiiert ist. Dieser Hinweis ist im Güte‑ und Verhandlungstermin vom 18.11.2005 wiederholt worden, ohne dass eine Reaktion erfolgt ist.

Es ist – insbesondere vor dem Hintergrund der durchschnittlichen Lebensverhältnisse des Herrn ... – kaum nachvollziehbar, wie binnen eines Zeitraums von zwei Monaten (28.02. – 22.04.2003) 6.869,00 € für Kleidung und einen Fernseher aufgewendet worden sein sollen. Dabei kommt es auf frühere, hiervon gegebenenfalls abweichende Erklärung der Beklagten, wie sie vom Kläger behauptet werden, nicht an. Vielmehr hätte es näherer Darlegungen dazu bedurft, wann welche Beträge konkret für welche Anschaffungen verauslagt worden sind. Dabei hätte letztendlich dahinstehen können, ob die Ausgaben seinerzeit im Auftrag des Herrn ... gem. § 662 BGB erfolgt sind oder, ob die Beklagte insoweit als Geschäftsführerin ohne Auftrag i. S. d. § 677 BGB tätig geworden ist. In jedem Falle hätte es aber einer substantiierten, für den Kläger nachvollziehbaren und dem Beweis zugänglichen Darlegung bedurft.

Da der Beklagte wegen seiner Forderung in Höhe von 6.215,67 € vorrangig aus den Abhebungen vom 21.03., 07.04., 22.04. und (teilweise) 28.02.2003 und sein Anspruch insoweit begründet ist, erübrigen sich nähere Ausführungen zu der Verein​nahmung des Erlöses aus der Veräußerung des Pkw Mazda.

Der geltend gemachte Zinsanspruch folgt aus §§ 286 Abs. 2 Nr. 1, 288 Abs. 1 BGB bezüglich des Teilbetrages von 5.617,30 €, sowie aus §§ 291, 288 Abs. 1 BGB bezüglich der weiteren Forderung in Höhe von 598,37 €.

Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf § 91 Abs. 1 ZPO und § 709 ZPO.

Streitwert: 6.215,67 €

Dr. Hoffmann

